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1. Allgemeine Anmerkungen: 

Der Bundesverband Deutscher Milchviehhalter e.V. (BDM) dankt für die Gelegenheit zur 

Stellungnahme. Angesichts der auf weniger als drei Arbeitstage bemessenen Frist (Verschweigensfrist 

bis 9. Juli 2026, 12 Uhr) und des Umstands, dass der Entwurf innerhalb der Bundesregierung noch nicht 

abgestimmt ist, kann diese Stellungnahme nur eine erste, schwerpunktmäßige Bewertung leisten. Der 

BDM behält sich eine vertiefte Auseinandersetzung im weiteren Verfahren ausdrücklich vor und regt 

an, den Beteiligten für ein Vorhaben dieser Tragweite künftig eine angemessene Frist einzuräumen. 

Dass der Entwurf an mehreren Stellen redaktionelle Unstimmigkeiten aufweist – etwa in 

Nummerierung und Verweisen der Begründung –, unterstreicht, dass das Verfahren mehr Zeit für eine 

sorgfältige Prüfung benötigt. 

Der BDM teilt das Ziel des Entwurfs, den Erhalt und die Wiederherstellung der natürlichen 

Lebensgrundlagen mit dem Ausbau der Infrastruktur in Einklang zu bringen. Landwirtschaft und intakte 

Natur sind wechselseitig aufeinander angewiesen. Die Milchviehhaltung auf Grünlandbasis erbringt 

selbst in erheblichem Umfang Leistungen für Biodiversität, Boden, Wasser, Kohlenstoffbindung und 

Landschaftsbild. 

Der Entwurf verlagert die zur Kompensation, Vernetzung und Aufwertung benötigten Flächen jedoch 

weit überwiegend auf die Landwirtschaft. Für flächengebundene, grünlandbasierte Betriebe – und 

damit für die Milchviehhaltung – bedeutet dies einen zusätzlichen, kumulativen Flächendruck, der 

neben die ohnehin bestehenden Ansprüche (Siedlung, Verkehr, Energie) tritt. Der Entwurf sollte daher 

an den maßgeblichen Stellen ausdrücklich vorsehen, dass Naturschutzziele vorrangig kooperativ und 

über die Bewirtschaftung – nicht über den Entzug landwirtschaftlicher Nutzfläche – erreicht werden. 

Der BDM verbindet mit dieser Stellungnahme eine grundsätzliche Anmerkung, die seiner 

Sektorstrategie 2030 und der gemeinsamen Position der Verbände-Plattform „Zukunft gestalten“ zur 

GAP nach 2027 entspricht: Solange landwirtschaftliche Einkommen strukturell von flächenbezogener 

Einkommensstützung abhängen, konkurrieren Naturschutz und Betriebserhalt zwangsläufig um 

dieselbe knappe Ressource – die Fläche. Können Milchviehhalter dagegen ein gewinnbringendes 

Einkommen über den Markt erwirtschaften, also über faire Erzeugerpreise und die Weitergabe von 

Mehraufwendungen, sinkt die betriebliche Abhängigkeit von der Einkommensstützung. Dadurch 

würden öffentliche Mittel frei, die gezielt für tatsächlich erbrachte Ökosystem- und 



Gemeinwohlleistungen eingesetzt werden könnten. Naturschutz ließe sich dann als vergütete Leistung 

des Landwirts organisieren – und nicht als Nutzungsverzicht zulasten seiner wirtschaftlichen Existenz. 

Der eigentliche Hebel liegt daher nicht im Naturschutzrecht, sondern in den Rahmenbedingungen des 

Milchmarktes. Der BDM verweist auf die Sektoruntersuchung Milch des Bundeskartellamts, die ein 

strukturelles Marktmachtungleichgewicht zulasten der Erzeuger belegt. Erst faire Markt- und 

Wettbewerbsbedingungen, wie man sie in einer sogenannten sozialen Marktwirtschaft erwarten darf, 

schaffen die wirtschaftliche Grundlage dafür, dass Landwirte Naturschutzleistungen dauerhaft 

erbringen können. Der BDM bittet, diesen Zusammenhang bei der weiteren Ressortabstimmung – 

insbesondere mit dem BMLEH und auf europäischer Ebene – zu berücksichtigen. 

Umgekehrt gilt: Ein Abbau der Einkommensstützung vor dem Aufbau tragfähiger Markterlöse und 

funktionierender Vergütungssysteme für Gemeinwohlleistungen wäre für die Betriebe nicht 

verkraftbar. Auf die Reihenfolge kommt es entscheidend an. 

Schließlich weist der BDM darauf hin, dass die Angaben zum Erfüllungsaufwand durchgängig 

nachgereicht werden sollen. Eine belastbare Bewertung der finanziellen und flächenbezogenen Folgen 

für die Betriebe ist damit derzeit nicht möglich; der BDM behält sich hierzu eine ergänzende 

Stellungnahme vor. 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

§ 1 Absatz 1a stellt den Schutz bestimmter Gebiete sowie die Wiedervernässung aus Mitteln des 

Aktionsprogramms Natürlicher Klimaschutz geförderter Moorböden in das überragende öffentliche 

Interesse und erklärt Satz 1 zugleich zum abweichungsfesten allgemeinen Grundsatz (Art. 72 Abs. 3 

Satz 1 Nr. 2 GG). Der BDM erkennt an, dass die Begründung das Prinzip der Freiwilligkeit der 

Moorbodenwiedervernässung als unberührt bezeichnet. 

Diese Klarstellung findet sich jedoch nur in der Begründung, nicht im Normtext. Der BDM fordert, die 

Freiwilligkeit der Wiedervernässung im Gesetzeswortlaut selbst zu verankern. Die Einordnung als 

überragendes öffentliches Interesse verschiebt das Gewicht in Abwägungs- und 

Genehmigungsentscheidungen dauerhaft; ohne ausdrückliche gesetzliche Sicherung besteht die 

Gefahr, dass die betonte Freiwilligkeit im Vollzug an Bedeutung verliert. 

Auffällig ist zudem eine Asymmetrie der Regelung: Gegenüber zahlreichen Vorhaben der 

Energieinfrastruktur – und über das Infrastruktur-Zukunftsgesetz auch der Verkehrsinfrastruktur – 

sowie gegenüber Belangen der Landes- und Bündnisverteidigung findet das überragende öffentliche 

Interesse nach Satz 2 keine Anwendung. Eine entsprechende Berücksichtigung der 



landwirtschaftlichen Nutzung, der Ernährungssicherung und der Lebensmittelerzeugung fehlt. Der 

BDM regt an, die Sicherung der landwirtschaftlichen Flächennutzung und der Ernährungssicherung als 

in der Abwägung angemessen zu berücksichtigenden Belang aufzunehmen. 

Die Aufnahme der natürlichen Klimaschutzfunktion in § 1 Absatz 1 Nummer 2 und die Ergänzung in 

Absatz 3 Nummer 4 sind aus fachlicher Sicht nachvollziehbar. Der BDM weist darauf hin, dass 

Dauergrünland, wie es die Milchviehhaltung bewirtschaftet, selbst eine erhebliche 

Kohlenstoffspeicher- und Klimaschutzfunktion erfüllt und daher als Bestandteil des natürlichen 

Klimaschutzes anzuerkennen und zu erhalten ist, statt es einseitig als Konversionsreserve zu 

betrachten. 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Der neue § 2 Absatz 3a (vorrangige Prüfung der Multifunktionalität) wird ausdrücklich begrüßt. Der 

Ansatz, auf derselben Fläche mehrere Ziele zu verwirklichen, entspricht dem Grundgedanken einer 

kooperativen, produktionsintegrierten Naturschutzstrategie: Naturschutz und landwirtschaftliche 

Nutzung schließen sich nicht aus, sondern lassen sich auf derselben Fläche verbinden. Der BDM regt 

an, diesen Grundsatz konsequent auch bei der Kompensation (§ 15) und den Naturgutschriften (§ 16a) 

zur Geltung zu bringen. 

§ 2 Absatz 4 sieht demgegenüber vor, dass geeignete Grundflächen der öffentlichen Hand für Zwecke 

des Naturschutzes bereitgestellt werden sollen; die Begründung nennt hierfür ausdrücklich Flächen in 

der Kulisse des § 20a. Ein erheblicher Teil dieser öffentlichen Flächen – von Kommunen, Ländern, 

Domänenverwaltungen und Wasserverbänden – ist an landwirtschaftliche Betriebe verpachtet, häufig 

als Grünland an Milchviehhalter. Für Betriebe mit hohem Pachtflächenanteil ist die drohende 

Umwidmung solcher Flächen existenzgefährdend. 

Der BDM fordert daher: 

(1) Die Bereitstellung öffentlicher Flächen für den Naturschutz darf bestehende landwirtschaftliche 

Pachtverhältnisse und die aktive Bewirtschaftung nicht verdrängen. 

(2) Wo öffentliche Flächen für Naturschutzziele genutzt werden, ist der kooperative, vergütete 

Naturschutz auf der weiterhin bewirtschafteten Fläche (Vertragsnaturschutz, produktionsintegrierte 

Maßnahmen) gegenüber dem Nutzungsentzug vorrangig. 

(3) Bei der Beurteilung der „Eignung“ einer Fläche ist die Sicherung der wirtschaftlichen Existenz des 

bewirtschaftenden Betriebs zu berücksichtigen. 



 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die Ergänzung in § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe c erweitert die in der Landschaftsplanung 

darzustellenden Flächen um solche, die zur Wiederherstellung der Natur und zum natürlichen 

Klimaschutz besonders geeignet sind. Die bloße Darstellung im Landschaftsplan begründet zwar noch 

kein Nutzungsverbot. 

Sie entfaltet jedoch eine planerische Vorwirkung und kann faktisch die spätere Inanspruchnahme 

dieser Flächen vorzeichnen. Der BDM fordert, dass betroffene Bewirtschafter und Eigentümer bei der 

Ausweisung solcher Flächen frühzeitig und transparent beteiligt werden und dass aus der Darstellung 

keine Vermutung einer künftigen Nichtverfügbarkeit für die landwirtschaftliche Nutzung abgeleitet 

wird. 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Der neue § 14 Absatz 2a wird ausdrücklich begrüßt. Dass die Anlage und Bewirtschaftung von 

Agroforstsystemen auf Ackerland künftig regelmäßig nicht als Eingriff gilt, beseitigt eine wesentliche 

Hürde für eine klimaangepasste, diversifizierte Landbewirtschaftung. Von besonderer Bedeutung ist 

die ausdrückliche Klarstellung in Satz 3, dass auch die spätere Beseitigung angelegter Agroforstsysteme 

zur Wiederaufnahme der Acker- oder erstmaligen Grünlandnutzung keinen Eingriff darstellt. 

Damit wird die bislang bestehende Sorge ausgeräumt, dass sich Betriebe durch die Anlage von 

Gehölzstrukturen die spätere Nutzungsflexibilität ihrer Flächen dauerhaft verbauen. Der BDM sieht 

hierin ein gelungenes Beispiel dafür, wie Naturschutzanreize und betriebliche Flexibilität 

zusammengeführt werden können. 

Die Klarstellung in Absatz 4 (Unterhaltung von Verkehrswegen) wird als sachgerechte 

Vollzugsvereinfachung zur Kenntnis genommen. Anders Absatz 5: Die dort privilegierten 

Gewässermaßnahmen – die Begründung nennt ausdrücklich die Reaktivierung von 

Überschwemmungsflächen und die Wiedervernässung ehemaliger Auenbereiche – finden regelmäßig 

auf oder unmittelbar neben landwirtschaftlich genutztem Grünland statt. Auch wenn diese 

Maßnahmen künftig nicht als Eingriff gelten, dürfen ihre Auswirkungen auf angrenzende Flächen 

(insbesondere Vernässung sowie Beeinträchtigung von Dränagen und Vorflut) nicht ausgeblendet 

werden. Der BDM fordert, die frühzeitige Beteiligung der betroffenen Bewirtschafter und Eigentümer 

sicherzustellen und klarzustellen, dass wasserrechtliche Entschädigungs- und Ausgleichsansprüche von 

der Privilegierung unberührt bleiben. 



 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

§ 15 bildet den Kern der Fortentwicklung der Eingriffsregelung und ist für die Landwirtschaft von 

zentraler Bedeutung, weil Kompensationsmaßnahmen ganz überwiegend auf landwirtschaftlichen 

Flächen realisiert werden. 

Die Lockerung des Naturraumbezugs (Absatz 2 Satz 4) verschafft dem Verursacher Flexibilität, kann 

aber dazu führen, dass Beeinträchtigung und Kompensation räumlich auseinanderfallen und 

Kompensationsflächen dorthin verlagert werden, wo Flächen am günstigsten verfügbar sind – häufig 

in landwirtschaftlich geprägte Räume. Der BDM regt an, die Flexibilisierung mit der Vorgabe zu 

verbinden, dass die Belastung landwirtschaftlicher Flächen möglichst gering gehalten und die 

Kompensation vorrangig durch Aufwertung bewirtschafteter Flächen erbracht wird. 

Die Überführung und Erweiterung der Multifunktionalitäts- und Multiinstrumentalitätsregelung in 

Absatz 2a wird begrüßt. Sie ermöglicht, dass eine Maßnahme zugleich mehreren Rechtspflichten dient, 

und verringert damit den Gesamtflächenbedarf. 

Der Bonus für die Inanspruchnahme bevorrateter Maßnahmen (Absatz 3a, minus 15 Prozent) und der 

Malus für Eingriffe in die Natürliche Infrastruktur (Absatz 3b, plus 20 Prozent) sind als 

Lenkungsinstrumente grundsätzlich nachvollziehbar. Der BDM weist jedoch auf eine Nebenwirkung 

hin: In Verbindung mit der sehr weiten Moorbodenkulisse des § 20a (dazu unten) verteuert der Malus 

Eingriffe in die Natürliche Infrastruktur und verlagert damit den Druck – sowohl für das Vorhaben selbst 

als auch für die Kompensation – auf das „übrige“, vermeintlich geringerwertige landwirtschaftliche 

Grünland und Ackerland. Dieser Verlagerungseffekt sollte im Blick behalten und evaluiert werden. 

Ausdrücklich begrüßt wird der neue Absatz 4 Satz 3, wonach sich der Sicherungszeitraum in der Regel 

nach der Dauer der vorhabenbezogenen Wirkungen bemisst. Die Abkehr von einer pauschal 

dauerhaften Sicherung eröffnet Spielraum für zeitlich befristete und vertragliche 

Kompensationsmodelle auf landwirtschaftlichen Flächen und erhöht damit die Bereitschaft der 

Betriebe, Flächen für Kompensationszwecke zur Verfügung zu stellen, ohne sie der Nutzung dauerhaft 

zu entziehen. 

Die Konkretisierung der Fälle fehlender Ausgleich- und Ersetzbarkeit (Absatz 6a) und der damit 

eröffnete Weg in die Ersatzzahlung können den Zugriff auf knappe landwirtschaftliche Flächen zur 

Realkompensation verringern und werden insoweit begrüßt. 

Die Zweckbindung der Ersatzzahlungen vorrangig auf die Natürliche Infrastruktur (Absatz 6 Satz 7) 

sowie die Erhöhung der Ersatzzahlung um 20 Prozent (Absatz 6b) verstärken die Konzentration von 



Mitteln und Nachfrage auf die § 20a-Kulisse. Der BDM fordert, dass diese Mittel vorrangig für 

kooperative, mit den Bewirtschaftern abgestimmte und vergütete Maßnahmen eingesetzt werden. 

Grundsätzlich fordert der BDM, die produktionsintegrierte Kompensation (PIK) und die Aufwertung 

durch Bewirtschaftung im Gesetz ausdrücklich als vorrangige Form der Realkompensation zu 

verankern. Kompensation, die die Fläche in landwirtschaftlicher Nutzung belässt und den Landwirt für 

die naturschutzfachliche Aufwertung vergütet, ist gegenüber dem vollständigen Nutzungsentzug 

vorzugswürdig – ökologisch wie mit Blick auf den Flächenverbrauch. 

Die Verordnungsermächtigung des Absatzes 8a zu signifikanten Abschlägen beim Ausgleich für 

Maßnahmen des Klima- und Umweltschutzes, des Küsten- und Hochwasserschutzes sowie der 

Klimaanpassung kann den Kompensationsflächenbedarf gerade bei Deich- und 

Hochwasserschutzvorhaben, die häufig landwirtschaftliche Flächen in Anspruch nehmen, spürbar 

senken. Der BDM fordert, die landwirtschaftlichen Berufs- und Fachverbände bei der Erarbeitung der 

bis zum 31. Dezember 2026 vorzulegenden Rechtsverordnung zu beteiligen. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

§ 15a bindet die Verwendung der Ersatzzahlungen an eigene Maßnahmen und den Ankauf von 

Maßnahmen Dritter, insbesondere aus bestehenden Ökokonten. Der BDM begrüßt, dass vorrangig auf 

bereits vorhandene, wirksame Ökokonten zurückgegriffen werden soll. 

Zahlreiche landwirtschaftliche Betriebe betreiben selbst Ökokonten oder beteiligen sich an 

Flächenpools. Der BDM fordert, dass diese betrieblichen Anbieter beim Ankauf gleichberechtigt 

berücksichtigt werden und dass die Maßnahmen vorrangig als kooperative, produktionsintegrierte 

Aufwertung auf weiterhin bewirtschafteten Flächen ausgestaltet werden. So entsteht für die Betriebe 

eine zusätzliche, leistungsbezogene Einnahmequelle – im Sinne der eingangs dargelegten 

Grundhaltung. 

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Die Möglichkeit, die Verantwortung für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mit befreiender Wirkung 

auf anerkannte Dritte zu übertragen (§ 15b), wird im Grundsatz begrüßt; sie schafft Rechtssicherheit 

und professionelle Umsetzungsstrukturen. 

Kritisch sieht der BDM, dass die Anerkennung nach Absatz 2 ausschließlich juristischen Personen 

offensteht. Viele landwirtschaftliche Flächenagenturen, Maßnahmenträger und Ökokonto-Betreiber 



sind Einzelunternehmen oder Personengesellschaften. Der BDM regt an, die Anerkennung auch 

natürlichen Personen und Personengesellschaften zu eröffnen, sofern sie die sachlichen 

Anforderungen (wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit, geeignetes Personal) erfüllen. 

Andernfalls werden landwirtschaftliche Anbieter ohne sachlichen Grund vom Markt für 

Kompensationsdienstleistungen ausgeschlossen. 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Die erstmalige Regelung freiwilliger Naturgutschriften (§ 16a) wird vom BDM im Grundsatz begrüßt. 

Ein Instrument, das zusätzliches – auch privates – Kapital für den Naturschutz erschließt und 

Naturschutzleistungen als vergütbare Leistung ausgestaltet, entspricht der Grundhaltung des BDM, 

wonach Einkommen und Leistungshonorierung vorrangig über den Markt und nicht über staatliche 

Transferzahlungen organisiert werden sollten. Landwirte könnten hier als Erzeuger von 

Naturgutschriften eine neue Einnahmequelle erschließen. 

Zwei Punkte schränken den Nutzen jedoch erheblich ein. Erstens schließt Absatz 2 Satz 2 die 

Veräußerung erworbener Naturgutschriften aus. Ein solches Weiterveräußerungsverbot begrenzt 

Liquidität und Marktfähigkeit und stellt in Frage, ob sich überhaupt ein funktionsfähiger Markt und 

damit ein tragfähiger Preis für die Leistung des Erzeugers bilden kann. Der BDM bittet um Prüfung, ob 

das Veräußerungsverbot erforderlich ist oder ob eine kontrollierte Handelbarkeit den Zweck besser 

erfüllt. 

Zweitens bleiben nahezu alle wesentlichen Fragen – Ausstellung, Erwerb, Nutzung, Verhältnis zu 

Kompensation und Förderung – einer noch zu erlassenden Rechtsverordnung überlassen. Der BDM 

fordert, die landwirtschaftlichen Berufs- und Fachverbände bei der Erarbeitung dieser Verordnung 

frühzeitig zu beteiligen und dabei insbesondere sicherzustellen, dass Naturgutschriften auch durch 

eine naturschutzgerechte Bewirtschaftung (nicht nur durch Nutzungsaufgabe) erzeugt werden 

können, dass das Zusätzlichkeitserfordernis nicht dazu führt, dass bereits vorbildlich wirtschaftende 

Betriebe benachteiligt werden, und dass eine sinnvolle Kombinierbarkeit mit Fördermitteln und 

Vertragsnaturschutz erhalten bleibt. 

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

§ 20 Absatz 1 erhöht den Zielwert des Biotopverbundes von 10 auf 15 Prozent der Landesfläche und 

verbindet ihn mit einer Frist (31. Dezember 2030). Der BDM erkennt das naturschutzfachliche Anliegen 

an, weist aber darauf hin, dass die zusätzlichen Flächen in der Praxis überwiegend auf 



landwirtschaftlichen Flächen – vor allem auf Grünland und extensiv genutzten Flächen – gesucht 

werden. 

In Verbindung mit den Sicherungsanforderungen des § 21 Absatz 4 (Kernflächen „vollständig“ durch 

Schutzgebietserklärung) besteht die Gefahr, dass zusätzliche landwirtschaftliche Flächen unter 

Schutzgebietsstatus mit entsprechenden Bewirtschaftungsauflagen gestellt werden. Die kurze Frist bis 

2030 kann den Druck erhöhen, den schnelleren ordnungsrechtlichen Weg zu wählen. Der BDM fordert, 

den Ausbau des Biotopverbundes auf landwirtschaftlichen Flächen vorrangig über kooperative, 

langfristig vertragliche und vergütete Instrumente statt über ordnungsrechtliche Unterschutzstellung 

zu erreichen. Für die Bereitstellung von Verbundelementen sind die Bewirtschafter angemessen zu 

honorieren. 

Dass es sich um eine Soll-Vorschrift handelt, die den Ländern Spielraum für landestypische 

Besonderheiten lässt, wird begrüßt. 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

§ 20a führt die „Natürliche Infrastruktur“ als Flächenkulisse ein. Der BDM erkennt ausdrücklich an, dass 

es sich hierbei nach Absatz 3 nicht um eine neue Schutzgebietskategorie handelt und dass außer dem 

Kompensationsmalus des § 15 Absatz 3b „keine weiteren Rechtsfolgen“ – insbesondere kein 

überragendes öffentliches Interesse und kein Abwägungsvorrang – an die Flächen geknüpft sind. Diese 

Klarstellung ist wichtig und wird begrüßt. 

Gleichwohl entfaltet die Kulisse eine erhebliche mittelbare Steuerungs- und Vorwirkung: Nach § 2 

Absatz 4, § 15 Absatz 6 und § 15a werden Flächenbereitstellung, Fördermittel und Ersatzzahlungen 

vorrangig auf die § 20a-Kulisse gelenkt. Für landwirtschaftlich – insbesondere als Grünland – genutzte 

Flächen innerhalb der Kulisse entsteht damit über die Zeit ein kumulativer Umwidmungsdruck, auch 

ohne unmittelbares Nutzungsverbot. 

Von zentraler Bedeutung für die Milchviehhaltung ist die Einbeziehung sämtlicher Moorböden (Absatz 

2 Nummer 1 Buchstabe c). Die Begründung definiert diese sehr weit als alle organischen Böden im 

Sinne der IPCC-Definition einschließlich Anmoorgleyen und Moorfolgeböden. Damit wird ein 

erheblicher Teil des in Deutschland – vor allem im Norden und im Voralpenraum – bewirtschafteten 

Dauergrünlands erfasst, das die wirtschaftliche Grundlage vieler Milchviehbetriebe bildet. 

Ebenso erfasst die Kulisse unbebaute rezente Auen sowie natürliche oberirdische Gewässer 

einschließlich ihrer Uferzonen und Altauen (Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2 Buchstabe 

d) und damit weitere gewässernahe Grünlandstandorte. 



Der BDM fordert daher: 

(1) Im Gesetzeswortlaut (nicht nur in der Begründung) ist klarzustellen, dass die Zugehörigkeit einer 

Fläche zur Natürlichen Infrastruktur die rechtmäßige landwirtschaftliche Nutzung nicht einschränkt 

und keine planungs- oder genehmigungsrechtliche Vorwirkung entfaltet. 

(2) Die Freiwilligkeit einer Moorbodenwiedervernässung ist – wie zu § 1 ausgeführt – im Normtext 

verbindlich abzusichern. 

(3) Für bewirtschaftete Moor- und Auenstandorte ist der Vorrang bewirtschaftungsintegrierter, 

vergüteter Ansätze (extensive Grünlandnutzung, nasse Bewirtschaftung/Paludikultur, soweit 

betrieblich tragfähig) vor dem Nutzungsentzug gesetzlich zu verankern. 

(4) Bewirtschafter müssen unbürokratisch feststellen können, ob ihre Flächen Teil der Kulisse sind; der 

Datenaustausch nach Absatz 4 ist um einen transparenten Auskunftsanspruch der Betroffenen zu 

ergänzen. 

(5) Es ist auszuschließen, dass die Kulisse mittelbar – über die Lenkung von Förder-, Kompensations- 

und Ersatzmitteln – zu Ergebnissen führt, die einer unmittelbaren Nutzungsbeschränkung 

gleichkommen. 

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

§ 21 Absatz 4 konkretisiert die Sicherung der Biotopverbundflächen. Der BDM begrüßt, dass für 

Verbindungsflächen und -elemente ausdrücklich auch langfristige vertragliche Vereinbarungen und – 

über die Raumordnung – alternative Sicherungsformen vorgesehen sind. Kooperative, vertragliche 

Sicherung ist auf landwirtschaftlichen Flächen der ordnungsrechtlichen Unterschutzstellung 

vorzuziehen. 

Bedenken bestehen gegen die Vorgabe, Kernflächen „vollständig“ durch Erklärung zu geschützten 

Teilen von Natur und Landschaft zu sichern. Soweit hiervon aktiv bewirtschaftetes Grünland erfasst 

wird, darf dies nicht ohne kooperative Lösung und ohne angemessene Entschädigung bzw. 

Honorierung erfolgen. Der BDM fordert, den Vorrang vertraglicher und vergüteter Sicherung auch für 

Kernflächen zu prüfen, wo immer der Verbundzweck dadurch erreichbar ist. 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Die Neufassung des § 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 erleichtert das Ausbringen nicht gebietseigener 

Gehölze und nicht gebietseigenen Saatguts auf Deich- und Dammbauten des Küsten- und 



Hochwasserschutzes sowie zur Umsetzung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 

Satz 3, wenn zertifiziertes gebietseigenes Material nachweislich nicht oder nicht in ausreichendem 

Maße erhältlich ist. Der BDM hat gegen diese pragmatische, an der tatsächlichen Marktverfügbarkeit 

orientierte Regelung keine Einwände. 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Die Erweiterung der Ermächtigung zum Erlass standardisierender Verwaltungsvorschriften (§ 54 

Absatz 12) betrifft die Milchviehhaltung nicht unmittelbar. Der BDM begrüßt Standardisierung dort, 

wo sie Rechtssicherheit und Verfahrensbeschleunigung schafft, und regt an, vergleichbare Ansätze 

auch für landwirtschaftlich relevante Genehmigungsverfahren – etwa im Zusammenhang mit 

Tierhaltungs- und Weideinfrastruktur – zu prüfen. 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Die Streichungen in § 56a sind Folgeänderungen zur allgemeinen Übertragungsregelung des § 15b und 

betreffen den marinen Bereich. Der BDM hat hierzu keine Anmerkungen; auf die zu § 15b geäußerte 

Anregung (Öffnung der Anerkennung auch für natürliche Personen und Personengesellschaften) wird 

verwiesen. Redaktioneller Hinweis: Die Begründung zu Nummer 15 verweist auf den neuen § 15a; 

gemeint sein dürfte der die Übertragung auf Dritte regelnde § 15b. 

 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Die Aufnahme des Tierwohls in die überwiegenden öffentlichen Interessen des § 67 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 wird vom BDM ausdrücklich begrüßt. Für die Tierhaltung – einschließlich der 

Milchviehhaltung – kann dies bedeuten, dass Vorhaben, die dem Tierwohl dienen (etwa Weidezugang 

sowie Auslauf- und Tränkeinfrastruktur oder tiergerechte Stallanpassungen), im Wege der Befreiung 

leichter realisierbar werden, wo naturschutzrechtliche Vorschriften dem bislang entgegenstehen. 

Der BDM regt an, in der Begründung klarzustellen, dass hierunter auch die für eine weidebasierte 

Milchviehhaltung erforderlichen baulichen und infrastrukturellen Maßnahmen fallen können, und den 

Anwendungsbereich entsprechend praxisgerecht auszugestalten. 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 



Die Übergangsregelung (Absatz 7) und die Evaluierungsklausel (Absatz 8 bzw. die alternativ 

vorgeschlagenen Absätze 9 und 10) werden begrüßt. 

Der BDM fordert jedoch, den Gegenstand der Evaluierung ausdrücklich um die Auswirkungen auf die 

Landwirtschaft – insbesondere auf die Verfügbarkeit landwirtschaftlicher Flächen und auf die 

grünlandbasierte Tierhaltung – zu erweitern. Die Evaluierung sieht bislang nur die Beifügung von 

Stellungnahmen der kommunalen Spitzenverbände vor. Der BDM fordert, auch die 

landwirtschaftlichen Berufs- und Fachverbände in die Evaluierung einzubeziehen und ihre 

Stellungnahmen dem Bericht beizufügen. 

Soweit die alternativ vorgeschlagenen, weitergehenden Übergangsregelungen (Absätze 7 bis 10) 

aufgenommen werden, wird deren differenzierter Bestandsschutz für bereits begonnene und 

zugelassene Vorhaben begrüßt. 
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